
Die deutschen Stämme - eine Minderheit im eigenen Land? 
 
Es gibt heutzutage immer noch deutsche Menschen, die über einen anderen 
genetischen Code (Zeichen der Erbinformation) verfügen und über eine andere 
ethnische, traditionelle, religiöse, kulturelle und sprachliche Identität.  
Diese stammesdeutschen Menschen zeichnen sich insbesondere mit einem 
besonders ausgeprägten Verstand, Vernunft, Gewissen, Mitgefühl (Empathie), 
Gemüt, vernetzten Zusammenhangsdenken, einem stetigen Streben nach 
Wissen und Erkenntnis und eine nahezu unbändige Schöpferkraft aus.  
Die deutschen Ureinwohner haben einen festen Glauben, ihr eigenes 
Wertesystem, welches auf den deutschen Tugenden und dem dazugehörigen 
gesellschaftspolitischen, weltanschaulichen Denken beruht und sich von der 
Mehrheit des in Deutschland befindlichen BRD-Personals, Migranten und 
Reisende maßgeblich unterscheidet. 
 
Verweis genetischer Code: Rede des Präsidenten der Russischen Föderation 
Wladimir Wladimirowitsch Putin in Bezug auf das russische Volk – Auszug: 

„…wir haben einen anderen kulturellen, genetischen und 
moralischen Code…“ 

Quelle: Rede des Präsidenten der Russischen Föderation Wladimir 
Wladimirowitsch Putin in Bezug auf das russische Volk – RT Deutsch – Titel: 
„Putin reagiert: Biden glaubt, er sei ein Mörder“ 

Dabei handelt es sich nur noch um eine kleine Minderheit, denn aufgrund von 
Krieg und Vertreibungen vor 1949 ist der deutsche Volkskörper und die 
Volksseele schwer verletzt worden und konnte sich nie mehr von den 
grausamen Geschehnissen erholen und hat als bis heute besetztes Gebiet 
keine Gelegenheit mehr dazu bekommen.  
 
Die Nachkriegszeit und die darin eingeführte Ordnung, die Kriegstraumata, die 
Gräueltaten und die ständige Negativpropaganda zur gesamten deutschen 
Geschichte und Kultur haben dazu geführt, dass sich der einst gesunde 
deutsche Volkskörper und die traditionelle Volksidentität nicht mehr 
herausbilden konnten und können. 
Im weiteren Verlauf der Geschichte kam es durch Masseneinwanderung 
fremder Ethnien zu einer weitreichenden Überfremdung und Identitätsverlusten 
der indigenen Deutschen. 
Die deutschenfeindliche Familien- und Sozialpolitik der Verwaltungsorgani-
sation in Deutschland, die einhergehende Zerstörung der Familien, der daraus 
resultierende Geburtenschwund und die damit einhergehende Überalterung 
haben zu einer weiteren Dezimierung der indigenen deutschen Stämme ge-
führt. 
Dazu kommt, dass die Überalterung des deutschen Volkes eine Minderung der 
Reproduktion ausgelöst hat. 

https://odysee.com/@staatenlos.info-NOD:7/Wladimir-Putin-Genetischer-Code:a?r=711CssxRFMgtbeVQz5RQvD1wWQusk18X


 
Zur gesellschaftlich-kulturellen Überlagerung kommt die pausenlose 
psychologische Kriegsführung gegen die Deutschen.  
Es wird bis zum heutigen Tag ein Seelenmord an der deutschen Volksseele 
verbrochen.  
Diese ethnische Verdrängung der deutschen Stämme gewinnt zunehmend den 
Charakter eines Völkermords (Genozid).  
Hinzu kommt die Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen der ein-
heimischen Menschen (Handwerk, Handel- und Gewerbe, Bauerntum) und der 
heimischen Natur. 
Dieser in seiner gesamten Auswirkung kaum fassbare Völkermord ist bis heute 
so weit vorangetrieben worden, dass sich heute nur noch wenige Menschen 
als Deutsche begreifen.  
Die ehemals gepflegten Tugenden, wie der Glaube an das eigene Wertesystem, 
das Bekenntnis zur natürlich-göttlichen Ordnung, Treue, Redlichkeit, 
Ehrlichkeit, Familiensinn, Gerechtigkeit, Heimatliebe, Heldentum, Liebe zu Volk 
und Vaterland sind den deutschen Menschen abspenstig gemacht worden.  

Das Merkmal der heute vorherrschenden BRD-Gesellschaft kennzeichnet sich 
im Gegensatz dazu, durch das Ausleben der Lasterhaftigkeit, Gottlosigkeit 
und eine vollkommene Orientierungslosigkeit.  
Die Stammesdeutschen werden zunehmend zu einer ethnischen Minderheit 
auf eigenem Boden. 
Daraus ergibt sich für die Stammesdeutschen schon jetzt das Recht auf 
Minderheitenschutz! 
 
Bilanz 
 
Die Bilanz der ungelösten „Deutschen Frage“ hat de facto dazu geführt, dass 
die indigenen Deutschen heute vor den Augen der Völkergemeinschaft 
langsam, aber sicher einem voranschreitenden Siechtum zum Opfer fallen. 
Damit wird allen Völkern der Erde endgültig die Möglichkeit genommen, mit 
Deutschland und den Deutschen eine dauerhafte Ordnung des Friedens, der 
Freiheit, der Gerechtigkeit und der brüderlichen Völkerfreundschaft zu 
erreichen. 
Sollten die alliierten Siegermächte, die Vereinten Nationen und Völker weiterhin 
tatenlos zusehen, wird der Faschismus, Nazismus und Militarismus nicht 
besiegt. 
Die Nationale Befreiungsbewegung Deutschland (NOD) fordert daher die 
alliierten Siegermächte und die Vereinten Nationen auf, die indigenen 
Deutschen aus der provisorischen Treuhandverwaltung zu entlassen, um eine 
dauerhafte, harmonische Ordnung des Friedens, der Freiheit der Gerechtigkeit 
und der brüderlichen Völkerfreundschaft zu ermöglichen! 

Alle Völker der Erde sind aufgerufen die indigenen Deutschen dabei im eigenen 
Interesse zu unterstützen! 



Feststellung 2021 
 
„Das deutsche Volk ist ohne die Hilfe der alliierten Siegermächte nicht in der 
Lage, das Potsdamer Abkommen vom 2. August 1945 in Verbindung mit dem 
Artikel 139 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland zu erfüllen. 
Die deutsche Opposition ist darum nicht in der Lage, die Bevölkerung in 
Deutschland zu erreichen und über ihre völkerrechtlichen Rechte und Pflichten 
gemäß den Potsdamer Abkommen und der Durchführung der Krim-Deklaration 
aufzuklären.“  
Das Schicksal der indigenen Deutschen ist ein Schicksal der gesamten 
Menschheit! 
 
Erläuterungen / Legende 
 
Minderheitenschutz ist ein Begriff aus Verfassungs- und Völkerrecht, der sich auf 
Freiheit und Gleichheit von Minderheiten und ihren Schutz vor Diskriminierung 
bezieht. Die spezifischen Interessen von ethnischen Minderheiten werden 
international durch die Menschenrechte, insbesondere durch den Internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte, und auf staatlicher Ebene durch die in 
der jeweiligen Verfassung verankerten Individualrechte geschützt.  
Ergebnis: Auch die Deutschen sind ein indigenes Volk! 
 
Rechtsgrundlagen:  
 
Der UN-Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966,  
die Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen Völker 
vom 13. September 2007, das "Kopenhagener Abschlussdokument über die 
menschliche Dimension" der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE) vom 29. Juni 1990: 
Teil IV der Kopenhagener Dokumente geht detailliert auf die kollektiven Rechte der 
Angehörigen nationaler Minderheiten ein: Sie sollen ihre Menschenrechte und 
Grundfreiheiten in voller Gleichheit vor dem Gesetz ausüben können. Außerdem 
sollten sich die OSZE-Mitgliedsstaaten verpflichten, „besondere Maßnahmen zur 
Sicherung der Gleichstellung mit anderen Staatsangehörigen zu ergreifen“. 
Einer Person soll zudem das Recht zugestanden werden, selbst zu entscheiden, ob 
sie einer nationalen Minderheit zugehörig ist oder nicht. 
Das Abschlussdokument der Kopenhagener Dokumente enthält darüber hinaus die 
so genannten individuellen Minderheitenrechte: Gebrauch der Muttersprache, freie 
Religionsausübung, Garantie grenzüberschreitender Kontakte zu Angehörigen der 
eigenen Volksgruppe, Vereinigungsfreiheit, das Recht auf Ausübung kultureller 
Aktivitäten, Schulunterricht in der Muttersprache oder mit der Muttersprache als 
Unterrichtssprache, Schutz und Förderung der Identität nationaler Minderheiten und 
die Einrichtung lokaler und autonomer Verwaltungseinheiten. 
Die Europäische Konvention für den Schutz von Minderheiten vom 8. Februar 1991. 
Darin wird der Begriff „Minderheit“ klar definiert, und es wird klargestellt, dass 
ausländische Staatsangehörige nicht miteinbezogen werden sollen. Die 
Zugehörigkeit zu einer Minderheit soll von der Entscheidung des Individuums 
abhängen. Des Weiteren wird ein kollektives Recht von Minderheiten anerkannt, und 
den Staaten werden Verpflichtungen auferlegt, die einer Kombination von Individual- 
und Gruppenrechten entsprechen. 
Weiter die Deklaration über die Rechte von Minderheiten, welche die Staaten 

https://de.wikipedia.org/wiki/Individuum


verpflichtet, die Identität nationaler oder ethnischer, kultureller, religiöser und 
sprachlicher Minderheiten durch den Erlass entsprechender Maßnahmen zu wahren 
und zu fördern. Den Angehörigen solcher Minderheiten muss das Recht auf freien 
Gebrauch ihrer Sprache im privaten und öffentlichen Bereich und eine angemessene 
Beteiligung an den sie betreffenden Entscheidungen garantiert werden."   
Beweis-Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Minderheitenschutz 
 
Artikel 14 Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) 
Die Europäische Menschenrechtskonvention erwähnt an einer Stelle die nationalen 
Minderheiten. Unter den verpönten Merkmalen für eine Diskriminierung nach Art. 14 
EMRK ist auch die Zugehörigkeit zu einer „nationalen Minderheit“ aufgelistet:  
„Art. 14 Verbot der Benachteiligung. Der Genuss der in der vorliegenden Konvention 
festgelegten Rechte und Freiheiten muss ohne Unterschied des Geschlechts, der 
Rasse, Hautfarbe, Sprache, Religion, politischen oder sonstigen Anschauungen, 
nationaler oder sozialer Herkunft, Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des 
Vermögens, der Geburt oder des sonstigen Status gewährleistet werden.“ 
104 Art. 14 EMRK stellt ein akzessorisch gewährtes Recht dar, d.h. das 
Diskriminierungsverbot beschränkt sich auf die durch die EMRK gewährten Rechte 
und Freiheiten.  
Das Diskriminierungsverbot kann deshalb nicht separat geprüft werden, sondern 
erscheint in den Urteilen des Europäischen Gerichtshofes für die Menschenrechte 
nur zusammen in Prüfung mit der Verletzung eines anderen Artikels der Konvention. 
Die Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit stellt ein verpöntes Merkmal für die 
Nichtgewährung eines EMRK-Rechts oder einer EMRK konformen Freiheit dar. Die 
EMRK ist individualrechtlich gestaltet und nicht auf kollektive oder 
Minderheitenrechte ausgerichtet.  
Entscheidend für die Auslegung, ob eine Diskriminierung auf Grund der individuellen 
Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit erfolgt sei, sind die Urteile der 
Europäischen Menschenrechtskommission und des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte sowie das daraus abgeleitete case law. Klagen von Vertretern von 
Minderheiten wurden von der früheren Menschenrechtskommission, der Vorgängerin 
des Straßburger Gerichtshofes, mit der Begründung abgewiesen, die EMRK enthalte 
keine spezifischen Schutzrechte für Minderheiten. 
105 Diese müssten sich zum Beispiel in einer Klage wegen Beeinträchtigung ihres 
traditionellen Lebensstils auf Art. 8 EMRK berufen. Zur neusten Rechtsprechung 
siehe Kapitel 8. 1. 
 
Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland verbietet jede Form von 
Diskriminierung wegen der Sprache oder auf Grund von Heimat und Herkunft (Artikel 
3 Abs. 3 Satz 1 Grundgesetz). Daran sind neben der Gesetzgebung auch die 
Verwaltung auf allen staatlichen Ebenen sowie die Rechtsprechung gebunden. 
Bereits dadurch sind Minderheiten in Deutschland geschützt. Darüber hinaus gibt es 
weitere Regelungen und Vereinbarungen. 
 
Das Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten: 
Das Übereinkommen des Europarats zum Schutz nationaler Minderheiten verbietet 
jede Diskriminierung einer Person wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer nationalen 
Minderheit. Ebenso schützt es die Angehörigen dieser Minderheiten vor einer 
Assimilierung gegen ihren Willen. Ferner verpflichtet es die Mitgliedstaaten zum 
Schutz der Freiheitsrechte und zu umfänglichen Fördermaßnahmen zu Gunsten der 
nationalen Minderheiten. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Minderheitenschutz


Für Deutschland ist das Rahmenübereinkommen am 1. Februar 1998 in Kraft 
getreten und hat Geltung im Rang eines Bundesgesetzes. 
Die Unterzeichnerstaaten müssen innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten den 
Europarat umfassend über die Umsetzung informieren. Danach müssen sie alle fünf 
Jahre Bericht erstatten. Ein beratender Ausschuss unabhängiger Experten 
unterstützt den Europarat bei seinen Kontrollaufgaben. 
Beweis-Quelle: https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-
integration/minderheiten/minderheitenrecht/minderheitenrecht-node.html 
 
Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen Völker  
- Quelle: http://www.humanitaeres-voelkerrecht.de/ERiV.pdf  
Auszüge: 
 
Artikel 1 
Indigene Völker haben das Recht, als Kollektiv wie auch auf der Ebene des Individuums, alle 
in der Charta der Vereinten Nationen, der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und 
den internationalen Menschenrechtsnormen anerkannten Menschenrechte und 
Grundfreiheiten uneingeschränkt zu genießen. 
Artikel 2 
Indigene Völker und Menschen sind frei und allen anderen Völkern und Menschen 
gleichgestellt und haben das Recht, bei der Ausübung ihrer Rechte keinerlei Diskriminierung 
ausgesetzt zu sein, insbesondere nicht auf Grund ihrer indigenen Herkunft oder Identität. 
Artikel 3 
Indigene Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden sie 
frei über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Entwicklung. 
Artikel 4 
Bei der Ausübung ihres Rechts auf Selbstbestimmung haben indigene Völker das Recht auf 
Autonomie oder Selbstverwaltung in Fragen, die ihre inneren und lokalen Angelegenheiten 
betreffen, sowie das Recht, über die Mittel zur Finanzierung ihrer autonomen Aufgaben zu 
verfügen. 
Artikel 5 
Indigene Völker haben das Recht, ihre eigenen politischen, rechtlichen, wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Institutionen zu bewahren und zu stärken, während sie gleichzeitig 
das Recht behalten, uneingeschränkt am politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Leben des Staates teilzunehmen, sofern sie dies wünschen. 
Artikel 6 
Jeder indigene Mensch hat das Recht auf eine Staatsangehörigkeit. 
Artikel 7 
1. Indigene Menschen haben das Recht auf Leben, körperliche und seelische Unversehrtheit, 
Freiheit und Sicherheit der Person. 
2. Indigene Völker haben das kollektive Recht, als eigenständige Völker in Freiheit, Frieden 
und Sicherheit zu leben, und dürfen keinen Völkermordhandlungen oder sonstigen 
Gewalthandlungen, einschließlich der gewaltsamen Überführung von Kindern der Gruppe in 
eine andere Gruppe, ausgesetzt werden. 
Artikel 8 
1. Indigene Völker und Menschen haben das Recht, keiner Zwangsassimilation oder 
Zerstörung ihrer Kultur ausgesetzt zu werden. 
2. Die Staaten richten wirksame Mechanismen zur Verhütung und Wiedergutmachung der 
folgenden Handlungen ein: 
a) jeder Handlung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass indigene Völker und Menschen ihrer 

https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-integration/minderheiten/minderheitenrecht/minderheitenrecht-node.html
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Integrität als eigenständige Völker oder ihrer kulturellen Werte oder ihrer ethnischen Identität 
beraubt werden; 
b) jeder Handlung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass ihnen der Besitz ihres Landes, ihrer 
Gebiete oder ihrer Ressourcen entzogen wird; 
c) jeder Form der zwangsweisen Überführung der Bevölkerung, die zum Ziel oder zur Folge 
hat, dass ihre Rechte verletzt oder untergraben werden; 
d) jeder Form der Zwangsassimilation oder Zwangsintegration; 
e) jeder Form der Propaganda, die darauf abzielt, rassische oder ethnische Diskriminierung, 
die sich gegen sie richtet, zu fördern oder dazu aufzustacheln. Artikel 11 
1. Indigene Völker haben das Recht, ihre kulturellen Traditionen und Bräuche zu pflegen und 
wiederzubeleben. Dazu gehört das Recht, die vergangenen, gegenwärtigen und künftigen 
Erscheinungsformen ihrer Kultur, wie beispielsweise archäologische und historische Stätten, 
Artefakte, Muster, Riten, Techniken, bildende und darstellende Künste und Literatur, zu 
bewahren, zu schützen und weiterzuentwickeln. 
2. Die Staaten haben durch gemeinsam mit den indigenen Völkern entwickelte wirksame 
Mechanismen, die gegebenenfalls die Rückerstattung einschließen, Wiedergutmachung zu 
leisten für das kulturelle, geistige, religiöse und spirituelle Eigentum, das diesen Völkern ohne 
ihre freiwillige und in Kenntnis der Sachlage erteilte vorherige Zustimmung oder unter 
Verstoß gegen ihre Gesetze, Traditionen und Bräuche entzogen wurde. 
Artikel 13 
1. Indigene Völker haben das Recht, ihre Geschichte, ihre Sprache, ihre mündlichen 
Überlieferungen, ihre Denkweisen, ihre Schriftsysteme und ihre Literatur wiederzubeleben, 
zu nutzen, zu entwickeln und an künftige Generationen weiterzugeben sowie ihren 
Gemeinschaften, Orten und Personen eigene Namen zu geben und diese zu behalten. 
2. Die Staaten ergreifen wirksame Maßnahmen, um den Schutz dieses Rechts zu  
gewährleisten und sicherzustellen, dass indigene Völker politische, Rechts- und  
Verwaltungsverfahren verstehen und dabei verstanden werden, nötigenfalls durch die 
Bereitstellung von Dolmetschdiensten oder sonstige geeignete Mittel. 
Artikel 14 
1. Indigene Völker haben das Recht, ihre eigenen Bildungssysteme und -institutionen  
einzurichten und zu kontrollieren, in denen in ihrer eigenen Sprache und in einer ihren 
kulturspezifischen Lehr- und Lernmethoden entsprechenden Weise unterrichtet wird.  
2. Indigene Menschen, insbesondere Kinder, haben das Recht auf Zugang zu allen Ebenen 
und Formen der öffentlichen Bildung ohne Diskriminierung. 
3. Die Staaten ergreifen gemeinsam mit den indigenen Völkern wirksame Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass indigene Menschen, insbesondere Kinder, einschließlich derjenigen, die 
außerhalb ihrer Gemeinschaften leben, nach Möglichkeit Zugang zu Bildung in ihrer eigenen 
Kultur und in ihrer eigenen Sprache haben. 
Artikel 18 
Indigene Völker haben das Recht, an Entscheidungsprozessen in Angelegenheiten, die ihre 
Rechte berühren können, durch von ihnen selbst gemäß ihren eigenen Verfahren gewählte 
Vertreter mitzuwirken und ihre eigenen indigenen Entscheidungsinstitutionen zu bewahren 
und weiterzuentwickeln. 
Artikel 20- 
1. Indigene Völker haben das Recht, ihre politischen, wirtschaftlichen und sozialen Systeme 
oder Institutionen zu bewahren und weiterzuentwickeln, ihre eigenen Existenz- und 
Entwicklungsmittel in Sicherheit zu genießen und ungehindert allen ihren traditionellen und 

sonstigen wirtschaftlichen Tätigkeiten nachzugehen. 



2. Indigene Völker, die ihrer Existenz- und Entwicklungsmittel beraubt wurden, haben 
Anspruch auf gerechte und angemessene Wiedergutmachung. 
Artikel 25  
„Indigene Völker haben das Recht, ihre besondere spirituelle Beziehung zu dem Land und 
den Gebieten, Gewässern und Küstenmeeren und sonstigen Ressourcen, die sie traditionell 
besessen oder auf andere Weise innegehabt und genutzt haben, zu bewahren und zu stärken 
und in dieser Hinsicht ihrer Verantwortung gegenüber den künftigen Generationen 
nachzukommen.“ 
Artikel 26  
„1. Indigene Völker haben das Recht auf das Land, die Gebiete und die Ressourcen, die sie 
traditionell besessen, innegehabt oder auf andere Weise genutzt oder erworben haben.  
2. Indigene Völker haben das Recht, das Land, die Gebiete und die Ressourcen, die sie 
besitzen, weil sie ihnen traditionell gehören oder sie sie auf sonstige Weise traditionell 
innehaben oder nutzen, sowie die, die sie auf andere Weise erworben haben, zu besitzen, zu 
nutzen, zu erschließen und darüber zu verfügen.“ 
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Der internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 
19.Dezember 1966 (BGBl. 1973 II 1553– Quelle: https://www.institut-fuer-
menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/DB_Menschenrechtsschutz/ICCPR/IC
CPR_Pakt.pdf 
 
Die allgemeine Erklärung der Menschenrechte: 
https://www.humanrights.ch/de/ipf/grundlagen/rechtsquellen-instrumente/aemr/  
 
Paragraf 6 Bundesvertriebenengesetz (BVFG): 
§ 6 Volkszugehörigkeit  
§ 6 hat 3 frühere Fassungen und wird in 5 Vorschriften zitiert 

(1) Deutscher Volkszugehöriger im Sinne dieses Gesetzes ist, wer sich in seiner 
Heimat zum deutschen Volkstum bekannt hat, sofern dieses Bekenntnis durch 
bestimmte Merkmale wie Abstammung, Sprache, Erziehung, Kultur bestätigt wird - 
Beweis-Quelle: https://www.buzer.de/gesetz/4827/a66826.htm  
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